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�
I.– EINLEITUNG


	





Die Kommission 5 hat ihre Arbeiten in 4 Kapitel gegliedert:





Kantonale Behörden


Grosser Rat


Staatsrat


Verwaltung





Bei Inangriffnahme des Kapitels über den Grossen Rat ist es klarer Wille der Kommission 5 gewesen, die Stellung des Grossen Rates zu stärken.





Bis dahin sind 12 Sitzungen abgehalten worden und bis Ende Juli sind die meisten Fragen im Zusammenhang mit dem Grossen Rat in erster Lesung besprochen worden.





Die Kommission hat auch folgende Anhörungen vorgenommen:





Herr René Aebischer, Staatskanzler: Organisation des Grossen Rates und der parlamentarischen Dienste


Frau Rose-May Clivaz, Stellvertreterin im Walliser Grossen Rat: Einführung der Stellvertretung im Grossen Rat


Frau Christelle Luisier, Waadtländer Verfassungsrätin: Erfahrungen der Kommission 5 des Waadtländer Verfassungsrates: “ Die 3 Gewalten ”


Herr André Ntashamaje, Grossrat: Der Rat der Ehemaligen


Delegation des Jugendrates des Kantons Freiburg: Berücksichtigung der Jugend in der neuen Verfassung


Herr Matthias Finger, Professor am Institut für höhere Studien in öffentlicher Verwaltung (IDEHAP) in Lausanne: New Public Management


Herr Pascal Corminboeuf, Staatsrat: Gegenwärtige Arbeitsweise der Regierung


Herr Beat Vonlanthen, Präsident der parlamentarischen Kommission zum Gesetzesentwurf über die Organisation des Staatsrates





�
II. - ALLGEMEINES ZUM GROSSEN RAT








Die Bundesverfassung überlässt es den Kantonen, den Wahlmodus, die Zusammensetzung und die Kompetenzen der kantonalen Legislative festzulegen.





1) Halbdirekte Demokratie





Wir beantragen kein System direkter Demokratie (Landsgemeinde), auch kein System, in dem die Bürger bloss das Parlament zu wählen haben, während alle andern Entscheide vom Parlament und von der Regierung getroffen werden.





Die Kommission 5 beantragt die Beibehaltung des gegenwärtigen demokratischen Systems.





Beibehaltung der halbdirekten Demokratie








2) Dauer der Legislaturperiode





Die Kommission wünscht grossmehrheitlich, die gegenwärtige Dauer der Legislaturperiode beizubehalten.





Für den Grossen Rat dauert die Legislaturperiode 5 Jahre





Aus der Sicht des Wählers wäre eine Dauer von 4 Jahren demokratischer, aber die Frage der Wirksamkeit und der Stabilität (die Grossräte bleiben es während mindestens 2 Perioden) sowie die in unserem und in andern Kantonen gemachten Erfahrungen sprechen stark für die Beibehaltung der Legislaturperioden von 5 Jahren. Das erste Jahr einer Legislaturperiode ist in der Tat eher ein Einführungsjahr, während das letzte Jahr bereits von den bevorstehenden Wahlen gebremst wird


Eine Minderheit unserer Kommission hätte 6 Jahre gewünscht.








3) Verantwortlichkeit des Staates





Die Kommission möchte auf Verfassungsebene den Begriff “ Verantwortlichkeit des Staates ” einführen.





Der Staat und die andern mit öffentlichen Aufgaben betrauten Organisationen haften für Schäden, den ihre Organe in unzulässiger Weise in der Ausübung der öffentlichen Gewalt angerichtet haben.








4) Interessenbindungen





Die Kommission schlägt einstimmig vor, dieses Prinzip in der Verfassung im Hinblick auf die Schaffung von Transparenz und Vertrauen zu verankern.





Die Mitglieder des Grossen Rates haben, vorbehältlich des Berufsgeheimnisses, ihre Interessenbindungen, die sie mit privaten oder öffentlichen Interessen innehaben, zu veröffentlichen





Es war auch die Rede davon, diese Verpflichtung auf die höheren Staatsangestellten auszuweiten. Dieser Punkt wird später behandelt.








5) Ausstand





Die Kommission 5 wünscht auch, das Ausstandsprinzip in die Verfassung aufzunehmen.





Die Mitglieder der Behörden und die Angestellten der kantonalen Verwaltung haben in den Ausstand zu treten, wenn Angelegenheiten behandelt werden, die sie persönlich betreffen





Was das Wort “ persönlich ” betrifft, wird es in der Neuenburger Verfassung (Art. 49) verwendet, während die Berner Verfassung von “ direkt ” (Art. 68 Abs. 4) spricht. Wir haben die erste Lösung gewählt, denn “ direkt ” ist das Gegenstück zu “ indirekt ” und das Wort “ persönlich ” ist weiter in seinem Anwendungsbereich.








6) Andere beratenden Räte





Unter “ beratende Räte ” versteht die Kommission beispielsweise den Rat der Ehemaligen, den Jugendrat, den Zukunftsrat.





Die “ beratende Räte ” werden nicht auf die gleiche Stufe gestellt wie die konstituierten Organe





Die Kommission 5 ist der Ansicht, dass die Beratungsorgane und die ausserparlamentarischen Kommissionen eine interessante Rolle in den Überlegungen zu Tagesthemen spielen können. Die Beratungsorgane und die ausserparlamentarischen Kommissionen können auch ihren Beitrag in der Behandlung von Gesetzesentwürfen leisten.





Ein guter Teil der Kommission ist unentschlossen über eine wirksame Beratungs- und Überlegungsaufgabe dieser Räte. Sie ist der Meinung, dass diese Räte wie andere parlamentarische Konsultativkommissionen bloss im Ausführungsgesetz des Grossen Rates Platz finden könnten.











�
III. - WAHLMODUS DES GROSSEN RATES








1) Wahlkreise





Die Kommission 7 behandelt die territoriale Strukture. In der Folge derer Beratungen wird die Kommission das Problem der Wahlkreise behandeln.








2) Proporzsystem





Beibehaltung der proportionellen Vertretung für den Grossen Rat





Ziel ist es, ein politisches System zu haben, das dem Volk die bestmögliche Vertretung aller Regionen und aller politischen Parteien garantiert. Dies kann nur mit einer Wahl der Mitglieder des Grossen Rates nach dem Proporzsystem garantiert werden. Diese Art der Vertretung erlaubt ausserdem eine anpassungsfähige Vertretung im Falle von Schwankungen in der Bevölkerung oder in den Wahlkreisen.








3) Wählbarkeit





Die Wählbarkeit in den Grossen Rat wird von der Kommission 4 behandelt.








4) Unvereinbarkeit





Aus Gründen der Gewaltentrennung hat die Kommission beschlossen:





Die Gerichtspräsidenten und die Richter (einschliesslich die Stellvertreter der Richter und die Laienrichter) können weder Mitglieder des Grossen Rates noch des Staatsrates sein





Die Kommission stellt den Antrag, die Friedensrichter in den Grossen Rat aufzunehmen, da sie nur eine geringe richterliche Gewalt ausüben.


Die Frage könnte überprüft werden, wenn die Friedensrichter im Rahmen der Revision des Bundesgesetzes vollamtliche Richter werden sollten.





Die Kommission hat sich eingehend mit der Frage der Wählbarkeit des Staatspersonals in den Grossen Rat beschäftigt. Diese Aufnahme könnte Probleme unter dem Gesichtspunkt der Gewaltentrennung ergeben. Die Kommission ist trotzdem der Ansicht, dass die Eintrittsmöglichkeiten in den Grossen Rat gegeben werden sollen, denn man kann nicht alle öffentlichen Angestellten (nämlich ungefähr 7’600) von der Wählbarkeit in den Grossen Rat ausschliessen. Die Probleme der Gewaltentrennung stellen sich vor allem für die Angestellten der Zentralverwaltung (ungefähr 2’000 Personen). Die Kommission beschliesst somit:





Das ganze Personal der kantonalen Verwaltung kann Mitglied des Grossen Rates sein, mit Ausnahme des Kaderpersonals, der Mitglieder des Personals, die über eine Entscheidungsbefugnis verfügen, und der Polizei 





Da die Staatsangestellten offensichtlich weniger Probleme haben, sich für Sitzungen des Grossen Rates freizustellen, als die Vertreter der Industrie, des Handels oder der Selbständigerwerbenden, befürchtet eine starke Minderheit der Kommission 5, dass zu viele Beamte gewählt werden, was indirekt eine bedeutende Lobby schaffen könnte.





Gemäss dieser Minderheit sollte der Anteil des Staatspersonals im Grossen Rat eine maximale Grenze, die bei 15% angesetzt werden könnte, nicht überschreiten. Man kann sich natürlich fragen, ob dieser Antrag, dessen Übereinstimmung mit dem Verfassungsrecht noch abgeklärt werden muss, eine Beschränkung der Demokratie zur Folge haben könnte. 











�
IV. - GROSSRÄTE








1) Anzahl Grossräte





Die gegenwärtige Teilnahme an den Plenarsessionen ist eher schwach und das Problem der Anzahl Grossräte hat bereits zu mehreren Interventionen Anlass gegeben.


Da sie von einer Änderung der Anzahl Grossräte nicht direkt betroffen ist, ergreift eine Mehrheit der Mitglieder der Kommission die Gelegenheit einer neuen Verfassung, um vorzuschlagen:





Die Anzahl Grossräte ist zu senken





Die Sorge um die Information bis in die Randbezirke stellt sich nicht mehr. Die Medien berichten eingehend über die Verhandlungen im Grossen Rat.





Die Anzahl Grossräte wird auf 100 festgesetzt





Folgende Vorbehalte sind ausgesprochen worden:





Die Anzahl Wahlkreise bleibt gleich.


Jeder Wahlkreis hat eine zugesicherte Anzahl Sitze, die proportionale Verteilung erfolgt anschliessend.


Das System der Stellvertretung muss eingeführt werden.








Eine optimale Vertretung der Regionen bleibt eine Sorge der Kommission, deshalb der Vorbehalt in Sachen Anzahl Wahlkreise, auch eine genügend starke politische Vertretung, damit sich im Grossen Rat politische Gruppierungen bilden können.





Was die Anzahl Grossräte betrifft, sind Varianten von 80 bis 110 Mitglieder geprüft worden.


Die von uns vorgeschlagene Anzahl Grossräte wird natürlich je nach den Entscheiden der andern Kommissionen und den angebrachten Vorbehalten zu überprüfen sein.








2) Stellvertreter





In Anbetracht der vorerwähnten Elemente und Argumente in Sachen teilnehmende Grossräte an den Plenarsessionen und auch im Bestreben, die Wirksamkeit und die Dynamik des Grossen Rates zu stärken, wünschen die Mitglieder der Kommission grossmehrheitlich:





Einführung der Stellvertretung für die Grossräte





Die Anzahl Stellvertreter bleibt festzulegen, sie wird aber unter 50% der Anzahl Grossräte sein





Die Abwesenheit von Grossräten an den Plenarsitzungen und in den Kommissionen ergibt sich aus den steigenden Bedürfnissen der beruflichen Tätigkeit.


Die Belastung als Grossrat wird immer anspruchsvoller mit immer komplexeren Dossiers. Die für deren Studium nötige Zeit nimmt auch zu, sodass eine Stellvertretung die Absenzen und die mangelnde Disponibilität der Grossräte vorteilhaft ausgleichen könnte.





Diese Massnahme würde den Zutritt der Jugendlichen, der Frauen sowie der Arbeiter zu politischer Verantwortung fördern. Sie würde die Teilnahme an den öffentlichen Geschäften erweitern und die politischen Parteien würden wahrscheinlich eine Ablösung finden. Sie wäre eine wirkliche Schule politischer Bildung (die Frage des mangelhaften Staatskundeunterrichtes wurde übrigens mehrmals angesprochen). Sie wäre auch eine willkommene Hilfe für die kleinen Gruppierungen im Grossen Rat, im Bereich der Arbeitsteilung.








Die Verfassung garantiert den Stellvertretern die gleichen Rechte und Pflichten wie den Mitgliedern des Grossen Rates





Dies betrifft die Möglichkeit, in ständige Kommissionen gewählt zu werden und die gleichen Unterlagen zu erhalten wie die Grossräte. Sie nehmen ausserdem an den Sitzungen der Fraktionen teil.


Die Grossräte und die Stellvertreter könnten sich Interessen- und Kompetenzbereiche aufteilen und so an Wirksamkeit gewinnen. Die Belegung des Saales während der Plenarsitzungen würde so verbessert.








3) Dauer der Mandate





Um mit den Gewohnheiten und der Routine zu brechen und um andern Kandidaten den Zutritt zu erleichtern, hat eine Mehrheit der Kommission eine Beschränkung der sich folgenden Mandate beschlossen, dies immer mit dem Ziel der Wirksamkeit. Vorläufig beantragt die Kommission diese Beschränkung nur für die Grossräte, da sie das Thema des Staatsrates noch nicht angegangen hat.





Beschränkung der Dauer der Grossratsmandate





Die Mehrheit spricht sich für 3 Mandate (15 Jahre) aus und eine starke Minderheit für 4 Mandate (20 Jahre).








4) Unabhängigkeit





Die Mitglieder des Grossen Rates beraten und stimmen ohne Instruktion








5) Immunität





Die Kommission ist der Meinung:





Die Verfassung soll das Prinzip der Immunität der Grossräte erwähnen





Die Frage bleibt aber noch unbeantwortet, ob diese Immunität nur die Äusserungen der Grossräte während der Plenarsitzungen im Parlament deckt, oder ob sie auch Erklärungen deckt, welche die Grossräte ausserhalb dieses Rahmens abgeben.


Eine andere Fragestellung ist es, zu wissen, ob, wie in andern Kantonen, Grenzen zu setzen sind, beispielsweise für Äusserungen rassistischer Art, und ob diese ins Gesetz aufzunehmen sind.








�
V. -  PARLAMENT UND ORGANISATION








1) EINE KAMMER





Mit starker Mehrheit hat die Kommission 5 beschlossen, unser System des gegenwärtigen Parlamentes beizubehalten und nicht ein Zweikammersystem einzuführen.





Die Parlamentskammer ist der Grosse Rat, der unter Vorbehalt der Rechte des Volkes die gesetzgebende Gewalt ausübt





Eine eingehende Debatte hat über die Stellung der Gemeinden in unserem Kanton stattgefunden. Mehrere Vertreter der Gemeinden sind der Ansicht, dass diese auf kantonaler Ebene nicht genügend vertreten sind. Die Vereinigung der Gemeinden hat in der Tat kein rechtliches Statut, das ihm erlauben würde, die auf kantonaler Ebene getroffenen Entscheide merklich zu beeinflussen.


Eine Minderheit der Kommission hat die Einführung einer Gemeindekammer vorgeschlagen. Zu bemerken ist hier, dass kein Schweizer Kanton über ein Zweikammerparlament verfügt (beispielsweise Bundessystem zu 2 Kammern).





Ein solches System könnte bedeutende Kosten verursachen und es ist zu beachten, dass eine grosse Anzahl Vertreter von Gemeinden (Ammänner, Gemeinderäte, Generalräte) im Grossen Rat sitzen. Diese Gründe haben uns bewogen, das Zweikammersystem abzulehnen.





Die Kommission 5 beantragt ausserdem, dass die Vertretung der Gemeinden und der Regionen auf kantonaler Ebene durch die Schaffung einer ständigen ausserparlamentarischen Kommission geregelt wird.


Dieser Antrag wird ebenfalls von der Kommission 7 geprüft werden müssen.








2) Milizsystem





Keine Änderung:





Beibehaltung eines Milizparlamentes





3) Politische Gruppierungen





Ebenfalls keine Änderung:





Die Mitglieder des Grossen Rates können sich in politischen Gruppierungen konstituieren








4) Kommissionen





In diesem Zusammenhang möchte die Kommission 5 die folgenden Thesen in die Verfassung aufnehmen:





Der Grosse Rat bildet unter seinen Mitgliedern ständige und besondere Kommissionen











Die parlamentarischen Kommissionen werden im Verhältnis der Stärke der Gruppen gebildet. Ihre Hauptaufgabe liegt in der Vorbereitung der Verhandlungen des Grossen Rates





Das Gesetz regelt ihre Untersuchungs-, Konsultations- und Informationskompetenzen. Das Gesetz kann auch Entscheidungskompetenzen an gewisse Komissionen delegieren, nicht aber in legislativen Angelegenheiten





Die Entscheidungskompetenzen, die an parlamentarische Kommissionen delegiert werden können, werden individuelle Akten betreffen. Diese Akte unterliegen sowieso nicht dem Referendum.








5) Parlamentarische Dienste





Der Grosse Rat organisiert sich in optimaler Weise, um die Ausübung seiner Kompetenzen zu gewährleisten und um seine Strukturen zu stärken. Um dieses Ziel zu erreichen, sollte sein Sekretariat unserer Meinung nach autonom von jenem des Staatsrates sein.





Der Grosse Rat verfügt über sein eigenes Sekretariat, das unabhängig von der Verwaltung ist





Die allgemeinen Dienste wie beispielsweise ein Dokumentationsdienst oder eine Bibliothek sollten dagegen mit jenen der andern Dienste des Staates zusammen bleiben.








6) Sessionen





Nach Diskussionen, um zu wissen, ob das Gesetz oder die Verfassung die Organisation der Sessionen des Parlamentes festlegen sollte, ist die Meinung der Kommission 5, dass nur die Art der Einberufung des Grossen Rates geregelt werden sollte und dies über die Verfassung.


Für das Weitere organisiert sich der Grosse Rat frei.





Der Grosse Rat versammelt sich nach Einberufung durch den Präsidenten:


nach seinem freien Ermessen regelmässig während des Jahres.


auf Begehren von 1/5 seiner Mitglieder.


auf Begehren des Staatsrates.


in den andern im Gesetz vorgesehenen Fällen.





Die Punkte a) bis d) sind von der Kommission in der Reihenfolge ihrer Bedeutung aufgeführt.





Unter dem Punkt b) sprach sich eine Minderheit der Kommission für eine Einberufung des Grossen Rates auf Begehren von ¼ seiner Mitglieder aus.








7) Öffentlichkeit





Die Kommission schlägt vor, folgende These in die Verfassung aufzunehmen:





Die Verhandlungen des Grossen Rates sind öffentlich. Das Gesetz regelt Ausnahmen





Anlässlich unserer Beratungen ist die Öffentlichkeit der parlamentarischen Kommissionen besprochen worden. Die Kommission wird aber dieses Thema in der zweiten Lesung behandeln.


�
VI. - KOMPETENZEN DES PARLAMENTS








1) Wahlkompetenzen








Der Grosse Rat wählt:


die Präsidentin oder den Präsidenten des Grossen Rates


die Präsidentin oder den Präsidenten des Staatsrates


die Kanzlerin oder den Kanzler


den Staatsschatzverwalter


den Präsidenten und die andern Mitglieder des Kantonsgerichtes und des Verwaltungsgerichtes *


die Mitglieder der parlamentarischen und der besonderen Kommissionen�


Das Gesetz kann ihn mit der Wahl von anderen Behörden betrauen





Im Falle der Annahme eines autonomen und unabhängigen Sekretariates ergänzen wir:





Der Grosse Rat wählt den Generalsekretär des Parlaments





Die Kommission beantragt ausserdem:





Der Grosse Rat wählt den Staatsanwalt *





Im Hinblick auf eine Stärkung der Kompetenzen des Parlamentes und in Anbetracht der Unabhängigkeit des Staatsanwaltes, der Vertreter des Staates und des Volkes ist, ist die Kommisssion 5 der Ansicht, dass diese Wahlkompetenz dem Grossen Rat zu übertragen ist.





Eine andere Wahlkompetenz war Anlass zu einer heftigen Debatte. Eine Minderheit der Kommission hat beantragt, dass der Grosse Rat den Staatsrat wählt. Da der Grosse Rat der Vertreter des Volkes ist, wäre es logisch, dass die Legislative ihre Exekutive wählt. Die Mehrheit der Kommission ist dagegen der Ansicht, dass die Wahl des Staatsrates vom Volk direkt vorzunehmen ist.


Im gleichen Sinne ist die Wahl der Ständeräte angegangen worden. Die Kommission ist der Ansicht gewesen, dieses Recht dem Volk zu überlassen.








* mit der Kommission 6 zu koordinieren








2) Legislativkompetenzen








Die Kommission ist für die Beibehaltung von:





Der Grosse Rat erlässt die Gesetze und die Dekrete


Sie führt ein:





Der Grosse Rat genehmigt die internationalen und die interkantonalen Abkommen, die nicht der ausschliesslichen Kompetenz des Staatsrates unterstehen





Die Zusammenarbeit zwischen den Kantonen und mit den Regionen Europas mit dem Abscluss von Konkordaten oder Verträgen wird geläufig.


Die Folgen dieser Verträge beeinflussen namentlich die ordentliche Führung des Staates (Schaffung von neuen Diensten, Dezentralisation der Dienste, usw...) wie die Voranschläge und die Rechnungen des Staates.


Die politische Einbeziehung des Parlamentes ist von erstrangiger Bedeutung, um die Legitimation dieser Verträge oder Konkordate zu gewährleisten.





Der Grosse Rat kann den Staatsrat einladen:


- Verhandlungen zum Abschluss eines Vertrages einzuleiten


- einen bestehenden Vertrag zu kündigen











3) Finanzkompetenzen








Die Kommission hat angenommen:





Der Grosse Rat verabschiedet:


den Voranschlag


die Rechnungen


die kantonalen Steuern


die Käufe und die Verkäufe von öffentlichem Gut


die Ausgaben, die nicht der Kompetenz des Staatsrates unterstehen





Die Kommission hat auch beschlossen einzuführen:





Der Grosse Rat verabschiedet den Rahmen einer neuen Verschuldung





Der Grosse Rat hat bei seinen Entscheiden in finanzieller Hinsicht verantwortlich zu sein.





Dieser Punkt wird je nach den Entscheiden über die Finanzkompetenzen des Staatsrates überarbeitet.











4) Planung








Die Kommission 5 wünscht, einen neuen Begriff in die Verfassung aufzunehmen:





Der Grosse Rat behandelt:


das Regierungsprogramm der Legislaturperiode


den Finanzplan


andere grundsätzliche Pläne für besondere Bereiche


und befindet über deren Verbindlichkeit





Der Grosse Rat nimmt diese Programme nicht an, aber er kann von Fall zu Fall und für bestimmte Bereiche (schulische und verkehrstechnische Infrastrukturen beispielsweise) sie für verbindlich erklären.











5) Oberaufsicht








Die Kommission hat beschlossen, den Begriff Oberaufsicht einzuführen:





Der Gross Rat übt die Oberaufsicht aus über:


-die Regierung


-die Führung der Kantonsgerichte


-die Verwaltung


-die andern mit öffentlichen Aufgaben betrauten Organisationen





Was die Kantonsgerichte betrifft, handelt es sich bloss um die Aufsicht der Führung und in keiner Weise um jene der juristischen Entscheide.











6) Mandat an den Staatsrat








Gegenwärtig nimmt der Grosse Rat nicht teil an den legislativen Tätigkeiten der Regierung. Die Kommission 5 beantragt die Einführung des Mandates in die Verfassung, um ihm zu erlauben, Einfluss auf die Tätigkeiten der Regierung zu nehmen.





Der Grosse Rat kann dem Staasrat Mandate erteilen


Die Mandate in einem ausschliesslich dem Staatsrat zugeordneten Bereich haben direktiven Charakter





Der Grosse Rat könnte den Staatsrat einladen, eine Massnahme innerhalb dessen Kompetenzen zu ergreifen und das Mandat würde somit die Motion ergänzen, aber mit anderen Wirkungen, da die Motion imperativen Charakter hat.


Die Motion und das Postulat sind Kompetenzen des Grossen Rates, während das Mandat Bereiche in der Kompetenz des Staatsrates betrifft.


Das Mandat ist ein neues legislatives Instrument, weniger zwingend als die Motion, da es nicht imperativ ist.











7) Andere Kompetenzen








Dieser Paragraf umfasst mehrere Kompetenzen:





Der Grosse Rat gewährt die Amnestie und die Begnadigung





Der Grosse Rat gewährt den Ausländerinnen und Ausländern das kantonale Bürgerrecht





Der Grosse Rat entscheidet in Kompetenzstreitigkeiten zwischen den kantonalen Behörden





Der Grosse Rat übt die andern Kompetenzen aus, die ihm die Gesetze zuteilen.�Er übernimmt ausserdem die Aufgaben, die dem Staat zufallen und die nicht einer andern Behörde zugeteilt sind





Hier ist zu bemerken, dass der folgende Artikel in der Neuenburger Verfassung steht. Wir haben beraten, um zu wissen, ob es nötig ist, diesen im Kanton Freiburg zu behandeln.





Der Grosse Rat fasst die Stellungnahme des Kantons, die in der Gesetzgebung des Bundes für die Einrichtung eines Atomkraftwerkes vorgesehen ist





Wir haben beschlossen, dass der Grosse Rat diese Kompetenz übernehmen muss, dies um dem Volk in einem so sensiblen Bereich mehr Gewicht zu verleihen.





Noch einige von der Kommission gewährte Kompetenzen:





Der Grosse Rat kann anlässlich von Vernehmlassungen des Bundes seine Meinung geben





Das ist eine Möglichkeit, die man dem Grossen Rat zuteilt. Diese Formulierung bietet dem Grossen Rat die Möglichkeit, seine Meinung zu geben, um die Stellung des Staatsrates gegenüber den Bundesbehörden zu stärken oder aber im Gegenteil, eine von der Regierung abweichende Meinung auszudrücken.








Der Grosse Rat übt die Initiativ- und Referendumsrechte aus, die das Bundesrecht den Kantonen gewährt





Das Parlament entscheidet, ob es eingreifen will oder nicht.











8) Behandlung der Volksinitiativen








In diesem Paragraf behandeln wir die Initiative nicht unter dem Gesichtspunkt der Volksrechte sondern unter jenem der materiellen Gültigkeit.





Der Grosse Rat behandelt die Volksinitiativen und befindet namentlich über deren materielle Gültigkeit





Eine Initiative wird ganz oder teilweise für ungültig erklärt, wenn:


-sie das höhere Recht verletzt


-sie unausführbar ist


-sie die Einheit der Form und der Materie nicht einhält





Der Grosse Rat legt endgültig die juristische Form fest, in welchem der mit einer Initiative mit allgemeiner Formulierung verlangte Entwurf erarbeitet wird. Die Initiativen werden ohne Verzug behandelt





Die Kommission 5 wünscht, dass der Grosse Rat einer Volksinitiative ebenfalls ein Gegenprojekt gegenüberstellen kann.





Der Grosse Rat kann einer voll ausformulierten Initiative oder einem in der Folge einer Initiative mit allgemeiner Formulierung erarbeiteten Entwurf ein Gegenprojekt gegenüberstellen





Die Bürgerinnen und Bürger sprechen sich gleichzeitig über die Initiative und das Gegenprojekt aus. Sie können beide Projekte gültig annehmen und entscheiden, welchem sie den Vorzug geben, wenn beide Projekte angenommen werden











Bevor wir abschliessen, halten wir fest, dass folgende Punkte anlässlich der zweiten Lesung behandelt werden:





Staatsinitiative in Bundessache


Die ausserordentliche Einberufung der Bundesversammlung


Das Veto auf Verlangen


Die Initiative der Grossräte


Das Informationsrecht der Grossräte


Die Öffentlichkeit der Kommissionsverhandlungen


Die Entscheide, die das Kulturgut des Staates betreffen


Die Kompetenzen in Sachen Teilnahmen


Die Auflösung des Parlamentes


Die Konkordate mit den Kirchen








                                                                                                Der Präsident:





Freiburg, den 30. Juli 2001                                                            Peter Jaeggi
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